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REFERENDUM
BürgerInnen kontrollieren die Gesetzgebung

Und so geht es:

Einige BürgerInnen oder Organisationen

lehnen eine vom Landtag beschlossene

gesetzliche Regelung ab. Sie zweifeln,

dass diese von der Mehrheit der wahlbe-

rechtigten BürgerInnen mitgetragen wird.

Ist das Referendum zulässig, dann

drucken sie die Unterschriftenbö-

gen und lassen diese von der zu-

ständigen Verwaltungsstruktur als

gültig bestätigen (vidimieren). Die-

ses verschickt einen Teil davon

an die Gemeinden und übergibt

den Rest an die PromotorInnen.

Die PromotorInnen präsentieren

über die Medien die Gründe für

ihre Ablehnung des Gesetzes und

laden die BürgerInnen ein, sie da-

bei zu unterstützen.

Sie organisieren Unterschriftenstände

und haben sechs Monate Zeit, 13.000

(zur Sicherheit 1-2.000 mehr) beglau-

bigte Unterschriften zu sammeln.

Das zuständige Amt prüft, ob die nötigen

Unterschriften gesammelt wurden. Wenn

ja, dann wird die Volksabstimmung für

den nächsten Frühling oder Herbst

angesetzt. Die Promotoren erhalten als

Kostenrückerstattung für die

Unterschriftensammlung einen Euro pro

zu sammelnder Unterschrift.

Alle Haushalte erhalten mindestens 10

Tage vor der Volksabstimmung per Post

ein Abstimmungsheft, in dem überpar-

teilich und sachlich der Gegenstand

der Volksabstimmung beschrieben ist

und die Befürworter und Gegner

gleichermaßen ihre Position darlegen.

An der Volksabstimmung müssen

mindestens 25 % der Stimmberechtigten

teilnehmen, damit sie gültig ist. Das

Landesgesetz tritt nur in Kraft, wenn

mehrheitlich mit JA gestimmt worden ist.

Die Promotoren suchen Unterstützung und

landesweit Personen, die die zu sammelnden

Unterschriften beglaubigen dürfen. Sie

drucken Werbematerial zum Verteilen und

richten eventuell eine Webseite und/oder eine

Facebook-Seite ein.

Ist das Gesetz vom Landtag

nicht mit Zweidrittelmehrheit

verabschiedet worden,

können 300 WählerInnen

innerhalb 20 Tagen nach

seiner Verabschiedung

verlangen, dass das Gesetz

vorläufig nicht in Kraft tritt

und in sechs Monaten die

nötigen 13.000

Unterschriften sammeln, um

ein Referendum darüber zu

erwirken.


